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Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvo.t:lage (318 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Bundes­

mineralölsteuergesetz geändert wird 

Für MineralÖl, das in landwirtschaftlichen 
Betrieben zum Antrieb bestimmter Maschinen 
dient, ist die Vergütung eines Teiles der Bundes­
mineralölsteuer vorgesehen. Zur Erfassung der 
landwirtschaftlichen Betriebe für Zwecke dieser 
Steuervergütung hat der Bundesminister für: 
Land- und Forstwirtschaft jährliche statistische 
Erhebungen anzuordnen. , 

Bei der Durchführung der Vergütungsaktionen 
in den, Jahren 1975 und 1976 hat sich gezeigt, 
daß man in Hinkunft darauf verzichten könnte, 
die erforderlichen Daten für alle Betriebe jähr­
lich neu zu erheben. Es sollen deshalb in cl,en 
bereits erfaßten landwirtschaftlichen Betrieben 
die zustehenden Bundesmineralälsteuervergütun­
gen jeweils so lange weiter geleistet werden, als 
keine Knderung des Vergütungsanspruchs be­
kannt wird. Neu hinzukommende Betriebe sol­
len Gelegenheit erhalten, sich entsprechend er­
fassen zu lassen. Dies erfordert aber die 
Einführung bzw. Neugestaltung verschiedener 
Anzeigepflichten sowie die Unterstellung der 
begünstigten landwirtschaftlichen Betriebe unter 
die amtliche Aufsicht des Bundesministers für 
Land- und Forstwirtschaft, 

Josef Schlager 
Berimterstatter 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht deshalb 
eine Änderung der diesbezüglichen Bestimmun­
gen des Bundesmineralälsteuergesetzes vor. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den er­
wähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
22. Oktober 1976 in Verhandlung gezogen. Als 
Berichterstatter im Ausschuß fungierte Abge­
ordneter T r 0 1,1. 

Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Z i t t m a y r, Dr. B r 0 e s i g k e, K ern 
und H i e t 1 sowie der Bundesminister für 
Finanzen Dr. A n d r 0 s eh beteiligten, wurde 
der Gesetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit 
angenommen. 

Ein' Abänderungsantrag des Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Dr. Z i t t m a y r fand im Ausschuß 
nicht die erforderliche Mehrheit. 

Zum Berichterstatter für das Haus wurde 
Abgeordneter Josef Sc h 1 a ger bestimmt. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
,und Budgetausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf (318 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wi~n, 1976 1022 

Dr. Tull 
Obmann 
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